
AMTSBLATT der STADT SCHWABACH vom 22. Mai 2020 

   AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN DER STADT SCHWABACH 
 

 

A m t s b l a t t  

                                                     Nr. 26 | Freitag, 22. Mai 2020 
 

Öffentliche Sitzung des Hauptausschusses am Dienstag, 26.05.2020, 16 Uhr 
im Markgrafensaal, Ludwigstraße 16, Eingang über den Hof der Verwaltung 

 
Tagesordnung 
 
1. Reduktion von Musikschulgebühren für Fernunterricht 
 
 

Öffentliche Sitzung des Stadtrates am Freitag, 29.05.2020, 16 Uhr im Markgrafensaal, 
Ludwigstraße 16, Eingang über den Hof der Verwaltung 

 
Tagesordnung 
 
1. Corona – Sachstand und aktuelle Lage der Stadtverwaltung 
  
2. Kulturhauptstadt - Letter of Intent II 
  
3. Vollzug der Wassergesetze;  

Einleitung der Verfahren zur Neuerteilung der Wasserrechte der Stadtwerke Schwabach GmbH für die 
Gewinnungsgebiete Obermainbach/Süd, Schwabachgrund/Mitte und Brünst/Nord sowie zur Neufestset-
zung der Wasserschutzgebiete für die entsprechenden Tiefbrunnen 

  
4. Maßnahmenpaket zur Begegnung von wirtschaftlichen Einschnitten der Innenstadthändler und betriebe 

 
 5.    Vorhabenbezogener Bebauungsplan VEP S-IX-18 "Quartier Drei-S" -  Abwägung der Frühzeitigen Öf-

fentlichkeits- und Behördenbeteiligung und Billigung des Entwurfs 
 
6. 4.Teiländerung des Flächennutzungsplanes der Stadt Schwabach mit integriertem Landschaftsplan für 

den Bereich östlich des Uigenauer Weges 
  
7. Bebauungsplan S-95-00, 1. Änderung "Einzelhandel mit Kernsortiment Lebensmittel an der Nördlinger 

Straße" - Aufstellungsbeschluss 
  
8. Bebauungsplan S-116-17 für das Gebiet zwischen Franz-Peter-Seifert Straße und Nördlinger Straße-

Aufstellungsbeschluss 
9. Corona-Notallfonds - Antrag verschiedener Stadtratsfraktionen 

 
Stadt Schwabach, 19.05.2020 
 
Peter Reiß 
Oberbürgermeister 
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Straßensperrung 
 
Wasserstraße – Verbindungsweg zur Petzoldtstraße 
Der Verbindungsweg von der Wasserstraße zur Petzoldtstraße wird aufgrund einer Kranaufstellung auf Höhe 
Wasserstraße 8 vom 25.05. bis voraussichtlich 31.07.2020 für den Verkehr gesperrt. Der Anliegerverkehr ist 
bis zur Baustelle möglich. 
 
Stadt Schwabach, 16.05.2020 
 
Hans-Jürgen Hähnlein 
Rechtsdirektor 
 
 

Am 15.05.2020 war die II. Vierteljahresrate 2020 für Gewerbesteuervorauszahlungen und 
Grundbesitzabgaben fällig 

 
Säumige werden gebeten, die Abgabeschuld – sie ist den zuletzt zugestellten Bescheiden zu entnehmen – 
einschließlich des bei nicht rechtzeitiger oder nicht vollständiger Zahlung zu entrichtenden Säumniszuschlag 
– der beträgt für jeden angefangenen Monat 1 v. H. des auf den nächsten durch fünfzig Euro teilbaren abge-
rundeten rückständigen Betrages - umgehend zu überweisen oder auf ein Konto der Stadt Schwabach einzu-
zahlen. Dabei sind unbedingt Adresse, Personenkontonummer und Forderungsart anzugeben. 
 
Verrechnungsschecks sind an die Stadtkasse Schwabach zu senden. Ein Begleitschreiben erübrigt sich, wenn 
der Scheck die vorgenannten Angaben enthält. Bareinzahlungen sind in der Stadtkasse nicht möglich. Es wird 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass nach Ablauf einer Woche immer noch ausstehende Abgaben durch die 
Vollstreckungsstelle der Stadt Schwabach beigetrieben werden. Dadurch entstehen Kosten, die durch die Säu-
migen beglichen werden müssen.  
Um Fristversäumnis zu vermeiden, empfehlen wir, am SEPA-Lastschriftverfahren teilzunehmen. 
 
Antragsformulare sind im Internet unter www.schwabach.de „Online-Dienste“ abrufbar. Auf Wunsch werden 
die Formulare auch zugesandt. Auskunft erhalten Sie bei der Stadtkasse Schwabach Telefon 860-254 und -
354. 
 
Hinweis zur Grundsteuer: 
Die Grundsteuer orientiert sich an den Verhältnissen zu Beginn des jeweiligen Jahres. Im Falle der Übereig-
nung des Grundsteuerobjektes bleibt der/die bisherige Eigentümer/in bis zu dem auf den Nutzen- und Las-
tenwechsel folgenden 1. Januar  
 
Steuerschuldner/in. Das Finanzamt schreibt das Grundsteuerobjekt erst zu diesem Zeitpunkt auf den/die 
neue/n Eigentümer/in fort. 
 
Die im notariellen Kaufvertrag getroffenen privatrechtlichen Vereinbarungen über den Nutzen- und Lasten-
wechsel berühren die Steuerpflicht für das Übergangsjahr nicht. Die städtische Steuerverwaltung kann die 
Grundsteuer daher erst zum 01.01. des Folgejahres bei dem/der Erwerber/in anfordern. 
 
Stadt Schwabach, 08.01.2020 
 
Sascha Spahic 
Stadtkämmerer 
 
 

Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO) 
Nutzungsänderung eines gewerbl. Lagerraums als Wohnung und Anbau eines Balkons im 
OG auf dem Anwesen Hördlertorstr. 9, Gemarkung Schwabach, Flur Nr. 414 in Schwabach 

 
1. Bei der Stadt Schwabach wurde ein Antrag auf Baugenehmigung für folgende Maßnahme gestellt: 

Nutzungsänderung eines gewerbl. Lagerraums als Wohnung und Anbau eines Balkons im OG auf 
dem Anwesen Hördlertorstr. 9, Gemarkung Schwabach, Flur Nr. 414. 
 
 

Fortsetzung auf Seite 3 

http://www.schwabach.de/
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2. Die genannte Maßnahme ist baurechtlich genehmigungspflichtig gemäß Art. 55 BayBO. Aufgrund 
der hohen Anzahl von betroffenen Personen wird die Benachrichtigung der Nachbarn von dem Bau-
antrag durch die Gemeinde gem. Art. 66 Abs. 1 Satz 3 BayBO Vorhaben mit Einverständnis des 
Bauherrn öffentlich bekannt gemacht. 

 
3. Mit Ablauf einer Frist von 1 Monat nach der Bekanntmachung des Vorhabens sind alle öffentlich-

rechtlichen Einwendungen gegen das Vorhaben ausgeschlossen. 
 

4. Der Antrag und die Unterlagen liegen während dieser Monatsfrist bei der Bauordnungsbehörde der 
Stadt Schwabach im Amtsgebäude Albrecht-Achilles-Str. 6/8 zur Einsichtnahme aus. In dieser Zeit 
können beteiligte Nachbarn im Sinne des Art. 66 Abs. 2 und 3 BayBO schriftlich oder zur Nieder-
schrift Einwendungen bei der Bauaufsichtsbehörde gegen das Vorhaben vorbringen. Sammelein-
sprüche mit unleserlicher Unterschrift oder unvollständiger Adressenangabe können nicht berück-
sichtigt werden. 
Bitte melden Sie sich unter der Telefonnummer 09122/860-542 zur Einsichtnahme an.  

 
5. Die Zustellung der Baugenehmigung kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Kos-

ten, die durch die Einsichtnahme in die Antragsunterlangen entstehen, können nicht ersetzt werden. 
 
Stadt Schwabach, 15.05.2020 
 
Ricus Kerckhoff 
Stadtbaurat 
 
 

Allgemeinverfügung der kreisfreien Stadt Schwabach über die Verwendung von 
Schalldämpfern zur Jagdausübung vom 13.05.2020 

 
Aufgrund des Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 in Verbindung mit Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 des Bayerischen Jagdgesetzes 
(BayJG) erlässt die kreisfreie Stadt Schwabach folgende Einzelanordnung als Allgemeinverfügung: 
I. In Einschränkung des Verbots des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG ist es gestattet, Schalldämpfer mit für die 

Jagd zugelassenen Langwaffen für Munition mit Zentralfeuerzündung bei der Jagdausübung in allen 
Jagdrevieren einschließlich dem jagdlichen Übungsschießen im Gebiet der kreisfreien Stadt Schwabach 
zu verwenden. 

II Ferner wird es den Jagdscheininhabern aus dem Zuständigkeitsbereich der kreisfreien Stadt Schwa-
bach in Einschränkung des Verbots des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG innerhalb ganz Bayerns gestattet, 
bei der Jagdausübung einschließlich dem jagdlichen Übungsschießen zu verwenden. 

III. Diese Allgemeinverfügung steht unter dem Vorbehalt ihres Widerrufs. 
IV. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Bekanntmachung als bekannt gegeben. 
 

Gründe: 
 
I. 

Das jagdrechtliche Verbot der Jagdausübung mit Schalldämpfern ist in Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG geregelt. 
Von diesem Verbot können gem. Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 BayJG Ausnahmen zugelassen werden. Durch den 
Schussknall bei der Jagdausübung können gesundheitliche Beeinträchtigungen beim Hörvermögen ausge-
löst werden.  
 
Gehörschutz am Ohr ist nicht für alle Jäger und Jagdarten geeignet. Außerdem wird dadurch das Problem 
der Umweltbelastungen (Treiber, Hundeführer, Hunde, Anwohner, Erholungsverkehr etc.) nicht reduziert. Mit 
der Verwendung von Schalldämpfern wird die gesundheitliche Gefährdung, die bei der Abgabe eines Schus-
ses entsteht, verringert. Der Schussknall wird hierbei nicht völlig, aber um 20 bis 30 Dezibel verringert. Durch 
diese Reduzierung wird eine für den Gesundheitsschutz entscheidende Lärmschwelle unterschritten. Aus 
diesem Grund wurden bereits in der Vergangenheit Einzelanträge auf Ausnahmen von dem Verbot des Art. 
29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG zugelassen.  
 
 
 
Fortsetzung auf Seite 4 
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Am 20.02.2020 sind die Änderungen des Dritten Waffenrechtsänderungsgesetzes (3. WaffRÄndG) bezogen 
auf den Umgang mit Schalldämpfern im Rahmen der Jagd und des jagdlichen Übungsschießens in Kraft ge-
treten. Durch den neu eingefügten § 13 Abs. 9 WaffG werden Schalldämpfer Langwaffen gleichgestellt. 
Dadurch wird es Jägern ermöglicht, bei Vorliegen der weiteren in § 13 WaffG genannten Voraussetzungen 
Schalldämpfer ohne (gesonderte) Erlaubnis zu erwerben, ohne Nachweis eines Bedürfnisses zu besitzen 
und ohne gesonderte Erlaubnis Schalldämpfer zur befugten Jagdausübung zu führen und im Rahmen der 
befugten Jagdausübung und des Übungsschießens mit Jagdwaffen, an denen Schalldämpfer angebracht 
sind, zu schießen. Die Regelungen finden ausschließlich Anwendung auf für die Jagd zugelassene Langwaf-
fen für Munition mit Zentralfeuerzündung. Damit entfällt das Erfordernis eines Voreintrags in die Waffenbe-
sitzkarte für den Erwerb eines Schalldämpfers.  
 
Infolge der Änderung des Waffengesetzes sind zahlreiche Anträge von Jägern auf eine Ausnahme vom Ver-
bot der Jagdausübung mit Schalldämpfern zu erwarten. In Anbetracht des Grundrechts auf körperliche Un-
versehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG sind diese Anträge zu genehmigen. Um eine einheitliche Regelung 
zu gewährleisten sowie eine Entlastung der Verwaltung zu erreichen, wird die Ausnahme von dem Verbot 
der Jagdausübung mit Schalldämpfern mit der vorliegenden Allgemeinverfügung geregelt.  
 

II. 
1. Die kreisfreie Stadt Schwabach ist gem. Art. 52 Abs. 3 BayJG, Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG sach-
lich und örtlich zuständig. 
2. Die Voraussetzungen für die Einschränkung des jagdlichen Verbotes nach Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 
BayJG sind erfüllt (Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 in Verbindung mit Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG). Im Rahmen der Aus-
nahmeentscheidung ist das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG zu be-
rücksichtigen. Mit der Verwendung von Schalldämpfern wird die gesundheitliche Gefährdung, die bei der Ab-
gabe eines Schusses entsteht, deutlich verringert. Aus Gründen des Gesundheitsschutzes ist die Ausnahme 
im Rahmen einer verfassungskonformen Anwendung der jagdrechtlichen Vorschriften daher zu erteilen. 
3. Die Einschränkung des Verbots gilt nach Ziff. 1 für die befugte Jagdausübung einschließlich des 
jagdlichen Übungsschießens auf dem gesamten Gebiet der kreisfreien Stadt Schwabach. Die unter I. ge-
nannten Gründe des Gesundheitsschutzes machen eine Einschränkung des Verbots für alle zur Jagdaus-
übung berechtigten Personen unabhängig von ihrem Wohnsitz in allen Jagdrevieren gleichermaßen erforder-
lich. 
4.  In Einschränkung des Verbots wird gleichzeitig nach Ziff. 2 für alle Jagdscheininhaber aus dem Zu-
ständigkeitsbereich der kreisfreien Stadt Schwabach eine Ausnahme von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 
7 BayJG für die befugte Jagdausübung einschließlich des jagdlichen Übungsschießens innerhalb ganz Bay-
erns erteilt. 
Gehen diese Personen in Bayern außerhalb der kreisfreien Stadt Schwabach zur Jagd und ist in diesem Ge-
biet keine auf das Gebiet dieses Landreises bzw. kreisfreien Stadt entsprechende Allgemeinverfügung erlas-
sen, so ist die Ausnahme von dem Verbot der Jagdausübung mit Schalldämpfern aus den genannten Grün-
den auch hier erforderlich. Insofern ersetzt Ziff. 2 den Erlass von Einzelgenehmigungen, die jedem einzelnen 
Jagdscheininhaber aus dem Zuständigkeitsbereich der kreisfreien Stadt Schwabach auf Antrag erteilt wer-
den müsste. 
5. Die Ausnahme gilt im Rahmen der Jagd und des jagdlichen Übungsschießens mit für die Jagd zuge-
lassenen Langwaffen für Munition mit Zentralfeuerzündung. Diese Einschränkung ist entsprechend der Re-
gelung des § 13 Abs. 9 Satz 2 WaffG vorzunehmen. Das bedeutet, dass die Ausnahme für Schalldämpfer i. 
V. m. Langwaffen für Munition mit Randfeuerzündung nicht im Wege einer jagdrechtlichen Allgemeinverfü-
gung erteilt werden kann. 
6. Der Widerrufsvorbehalt nach Art. 36 Abs. 2 Nr. 3 BayVwVfG unter Ziffer III. soll sicherstellen, dass 
jederzeit auf veränderte Bedingungen, beispielsweise gesetzliche Änderungen, reagiert werden kann. 
7. Ziffer IV. der Allgemeinverfügung stützt sich auf Art. 41 Abs. 4 S. 4 BayVwVfG. 
8. Für diese Allgemeinverfügung werden nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Kostengesetzes (KG) keine Kos-
ten erhoben, da deren Erlass von Amts wegen im überwiegenden öffentlichen Interesse ergeht. 
 

Hinweis: 
Die Aufnahme des „jagdlichen Übungsschießens“ in die Ausnahme von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 
BayJG dient der Klarstellung, dass der Änderung des Waffenrechtes entsprechend sowohl die Jagdaus-
übung als auch das Übungsschießen mit für die Jagd zugelassenen Langwaffen für Munition mit Zentralfeu-
erzündung unter Verwendung von Schalldämpfern gestattet ist. Das Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG 
erstreckt sich nur auf die Ausübung der Jagd unter Verwendung von Schalldämpfern, insofern ist jagdrecht-
lich eine Einschränkung des Verbots auch nur insoweit erforderlich.  
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Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen 
Verwaltungsgericht in Ansbach erhoben werden. 

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

a) Schriftlich oder zur Niederschrift 
Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. 
Die Anschrift lautet: 

Bayerisches Verwaltungsgericht Ansbach, Postfach 616, 91511 Ansbach, Hausanschrift: Promenade 
24-28, 91522 Ansbach 

b) Elektronisch 
Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach auch elektronisch nach Maßgabe der der 
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern) zu entnehmenden Bedingungen erhoben 
werden. Elektronische Dokumente sind über das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) an 
die Gerichte zu übermitteln. Die mittels EGVP übermittelten Dokumente müssen, um dieselbe rechtliche Ver-
bindlichkeit wie ein unterschriebenes Papierdokument zu erlangen, mit einer qualifizierten elektronischen Sig-
natur im Sinn des Signaturgesetzes versehen sein. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Schwab-
ach) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

-  In dem hier einschlägigen Rechtsbereich wurde das Widerspruchsverfahren abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 

-  Eine elektronische Klageerhebung ohne qualifizierte elektronische Signatur ist unzulässig. Eine einfache 
E-Mail ist nicht ausreichend. 

-  Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 grundsätzlich 
ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 
Stadt Schwabach, 14.05.2020 
 
Hans-Jürgen Hähnlein 
Rechtsdirektor 

http://www.vgh.bayern/

